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SPD-Abgeordnete Howe, Rahe und Post begrüßen weitere Unterstützung der 
Kommunen  
 

Zusätzlich zur bereits beschlossenen Soforthilfe von jeweils einer Milliarde Euro für die-

ses und das kommende Jahr wird es 2017 eine weitere Entlastung von bundesweit 1,5 

Mrd. Euro für die Kommunen geben. So hat es das Bundeskabinett beschlossen. Ab 

2017 stehen somit insgesamt 2,5 Mrd. Euro, ab 2018 dann die von der SPD im Koaliti-

onsvertrag abgesicherten vollen 5 Mrd. Euro für die Kommunen zur Verfügung. 

 

Die beiden Landtagsabgeordneten Inge Howe und Ernst-Wilhelm Rahe äußerten ihre 

Genugtuung: „Der Einsatz der SPD auf Bundes- und Landesebene für eine stärkere 

Unterstützung der Kommunen zahlt sich aus. Diese zusätzliche finanzielle Entlastung 

wird auch dem Mühlenkreis sowie unseren Städten und Gemeinden helfen.“  

 

Nach Berechnungen des nordrhein-westfälischen Innenministeriums wird der Kreis 

Minden-Lübbecke von diesen 2,5 Mrd. Euro in 2017 voraussichtlich 3,2 Mio. Euro erhal-

ten.  

 

Die Gemeinden und Städte im Mühlenkreis sollen dann der Berechnung zufolge in 2017 

insgesamt 5,9 Mio. Euro einplanen können. Davon bekommen  
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Espelkamp 700.000 Euro,  

Hüllhorst 200.000 Euro,  

Lübbecke 700.000 Euro,  

Preußisch-Oldendorf 200.00 Euro, 

Rahden 200.000, 

Bad Oeynhausen 1 Mio. Euro, 

Hille 200.000 Euro, 

Minden 1,8 Mio. Euro, 

Petershagen 200.000 Euro, 

Porta Westfalica 700.000 Euro. 

 

Der heimische Bundestagsabgeordnete Achim Post: „Die SPD in Berlin hat lange dafür 

gekämpft; dass die Kommunen schon in dieser Legislaturperiode weiter entlastet wer-

den. Dass wir dies letzlich erreicht haben, zeigt: Wir SPD-Abgeordnete lassen unsere 

Kommunen nicht alleine.“ Zusätzlich waren im Laufe der Legislaturperiode jeweils 500 

Millionen Euro für die Jahre 2015 und 2016 zur Bewältigung der gestiegenen Flücht-

lingsströme beschlossen worden.  

 

Die heimischen SPD-Abgeordneten sind sich einig: „Die Entlastung ist ein Anfang. Es 

geht jedoch auch in Zukunft darum, im Zusammenspiel von Bund und Land für eine ver-

lässliche Unterstützung der Kommunen zu streiten.“ 

 

 


